
landpolitischen oder aber wirtschaftspolitischen Überlegungen, Die sich hieraus
ergebenden Einflüsse trafen teilweise mit den sich aus der unterschiedlichen Be¬
handlung der Länder ergebenden Konzeptionen zusammen; gelegentlich liefen sie
aber quer dazu. In der Kriegsopferversorgung ließ sich eine Dezentralisierung tech¬
nisch relativ leicht bewerkstelligen, und dementsprechend entwickelte sich die Pra¬
xis in der Zone. Die Sozialversicherung betraf über die Preis- und Lohngestaltung
jedoch viel unmittelbarer alle Bereiche des Wirtschaftslebens. Gerade aus sozialpoli¬
tischer Sicht erhoben die Spitzenbeamten der Militärregierung in Berlin und Baden-
Baden daher auch erhebliche Einwände, als Paris im Vorfeld der Moskauer Außen¬
ministerkonferenz an präzise Planungen für die zu erwartende deutsche Bundes-Ver-
fassung ging und dabei eine möglichst umfassende Dezentralisierung des neuen
Staates anstrebte — eine Linie, auf welche die Amerikaner im übrigen weitgehend
einschwenkten. Eine Dezentralisierung der Kernbereiche der Sozialpolitik wie Tarif¬
wesen und Sozialversicherung erachtete nicht der gesamte Besatzungsapparat, doch
seine Spitze, wie zu sehen war, um die Jahreswende 1946/47 als illusorisch. In der
Zone wurde die Sozialversicherung von vornherein zentral organisiert, und allen
regionalen Sonderentwicklungen, die sich 1945 angebahnt hatten, wurde bereits im
Frühjahr 1946 ein Riegel vorgeschoben. Dem entsprach die Zentralisierung auf
Zonenebene in praktisch allen unmittelbar wirtschaftlich relevanten Gebieten.
Auch die politische Zusammenarbeit über die Länder- und Zonengrenzen hinweg
war faktisch wesentlich stärker entwickelt, als dies in der Forschung bislang er¬

scheint. Daß die Besatzungsmacht solche Kontakte genau zu kontrollieren versuch¬
te, bedeutete nicht immer auch ein Verbot. Innerhalb der Zone wurde die Zusam¬
menarbeit bisweilen allerdings auch von deutscher Seite wenig gesucht, so in dem
nach Stuttgart orientierten Württemberg-Hohenzollern; alte Landestraditionen und
Südweststaatsplanungen wirkten hier gegen eine zonale Zentralisierung. Die kom¬
plexen Raster deutsch-französischer Interaktion führten auch auf diesem Gebiet zu
nach Problemen und Phasen unterschiedlichen, doch im einzelnen rekonstruierba¬
ren Konstellationen.

12. Nicht nur in der Zone, sondern auch auf interalliierter Ebene stellte sich
das gleiche Problem von Zentralismus und Dezentralisierung. Die Sozialpolitik ist
daher auch in den allgemeinen Rahmen der französischen Politik im Kontrollrat
einzuordnen. Dabei erweist sich, daß das Bild von der französischen „Obstruktions¬
politik“ im Kontrollrat den Blick für die Praxis der Politik teilweise verstellt hat.
In der allgemeinen Politik ist das Bild in dieser Form insofern nur begrenzt
richtig, als die französischen Vertreter sich 1945/46, trotz Abweichungen in Einzel¬
fragen, insgesamt weniger gegen die deutsche Wirtschaftseinheit als gegen deren
Konsequenzen für die politische Einheit wandten: nicht gegen Zentralverwaltun¬
gen, sondern gegen deutsche Zentralverwaltungen, Ökonomisch konnte Frankreich
auch, von einseitigen und in ihrem Ausmaß bislang schwer quantifizierbaren De¬
montage- und Restitutionsaktionen in der Frühphase abgesehen, mittelfristig kein
Interesse an der Isolierung des wirtschaftlich und infrastrukturell schwachen Südwe¬
stens haben. Sollte das deutsche Wirtschaftspotential dem französischen Wiederauf¬
bau zugute kommen — das Ausmaß, in dem dies möglich war, wurde von französi-
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